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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zweiten Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1388/70 über die Grundregeln für die Klassifizierung der Rebsorten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein 1 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2680/72 2 ), insbesondere auf Ar- 
tikel 16 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wie die Erfahrung gezeigt hat, ist es nicht zweck- 
mäßig, daß die Klassifizierung der Rebsorten nur 
durch die Aufnahme einer Rebsorte in die Klasse 
der empfohlenen Rebsorten geändert werden kann. 
Es empfiehlt sich vielmehr, daß Rebsorten auch in 
die Klassen der zugelassenen und der vorüberge- 
hend zugelassenen Rebsorten aufgenommen werden 
können. Sodann erweist es sich als notwendig, Reb- 
sorten, deren Anbau nicht restlos befriedigt, herab- 
stufen zu können. In die Klasse der zugelassenen 
Rebsorten sollten Rebsorten, die bis zum 31. De- 
zember 1972 nicht in der Klassifizierung geführt wur- 
den, nach der Prüfung ihres Anbauwertes und wäh- 
rend einer Beobachtungszeit von fünf Jahren nur 
provisorisch aufgenommen werden. Nach Ablauf die- 
ses Zeitraums sollte endgültig über die betreffende 
Sorte entschieden werden. 

Es empfiehlt sich, bis zum 30. Juni 1973 ohne Prü- 
fung der Anbaueignung die Aufnahme von Sorten 
zu genehmigen, die bei Inkrafttreten dieser Verord- 
nung in der Gemeinschaft angebaut werden, aber 


noch nicht in der Klassifizierung für alle Verwal- 
tungseinheiten, in denen ihr Anbau zugelassen wer- 
den sollte, geführt werden. Diese Sorten dürfen je- 
doch nur dann in die Klassifizierung aufgenommen 
werden, wenn ihre Anbaueignung in geeigneter Wei- 
se nachgewiesen wurde. 

Ferner sind die Voraussetzungen für die Höher- 
stufung einer Sorte aus der Klasse der zugelassenen 
Rebsorten in die Klasse der empfohlenen Rebsorten 
sowie diejenigen für die Herabstufung einer Sorte 
in eine niedrigere Klasse festzulegen. 

Bei einer als zugelassen eingestuften Rebsorte, die 
in die Klasse der empfohlenen Rebsorten für die glei- 
che Verwaltungseinheit angehoben worden ist, 
braucht die Anbaueignung nicht mehr geprüft zu 
werden, da sie bereits aufgrund der Erfahrung und 
aufgrund der von dem betreffenden Mitgliedstaat 
eingeholten Angaben bekannt ist. 

Es empfiehlt sich, nach Maßgabe der obengenann- 
ten Änderungen die Artikel 10 und 10 a) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1388/70 des Rates vom 13. Juli 
1970 über die Grundregeln für die Klassifizierung der 
Rebsorten 3 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 608/71 4 ), neu zu fassen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 27. Dezember 1972, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 16. Juli 1970, S. 5 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 71 
vom 25. März 1971, S. 1 
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Artikel 1 

In Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a zweiter Gedan- 
kenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 1388/70 wer- 
den die Worte „entsprechend Artikel 10 Absatz 2" 
durch die Worte „entsprechend Artikel 10 a)" ersetzt. 


Artikel 2 

Die Artikel 10 und 10 a) der Verordnung (EWG) Nr. 

1388/70 erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 10 

1. Die Aufnahme einer Rebsorte, die für eine Ver- 
waltungseinheit, einen Teil einer Verwaltungs- 
einheit oder gegebenenfalls für das Gebiet der 
Gemeinschaft nicht in der Klassifizierung geführt 
wird, 

a) in die Klassen der empfohlenen oder der zu- 
gelassenen Rebsorten kann nur erfolgen 

— bei Keltertraubensorten und Tafeltrauben- 
sorten, wenn die Sorte schon seit minde- 
stens fünf Jahren für eine Verwaltungs- 
einheit oder einen Teil einer Verwal- 
tungseinheit, die an das Gebie der Ver- 
waltungseinheit oder en Teil derselben 
grenz, für die (den) die Zulassung zur 
Klassifizierung erwogen wird, in der 
Klassifizierung geführt wurde; 

— bei Unterlagensorten, wenn die Sorte be- 
reits auf ihre Anbaueignung geprüft wor- 
den ist und diese als zufriedenstellend an- 
erkannt wurde; 

b) in die Klasse der zugelassenen Rebsorten 
kann nur vorübergehend erfolgen, wenn die 
Anbaueignung dieser Rebsorte geprüft wor- 
den und als zufriedenstellend anerkannt wur- 
de, das Ergebnis dieser Prüfung aber noch 
keine endgültige Beurteilung der Klassifizie- 
rung der betreffenden Sorte zuläßt; 

c) in die Klasse der zugelassenen Rebsorten 
kann ausnahmsweise bis spätestens 30. Juni 
1973 erfolgen, wenn 


— die Rebsorte seit mindestens zehn Jahren 
in der Verwaltungseinheit oder einen Teil 
derselben oder gegebenenfalls im Gebiet 
der Gemeinschaft angebaut wird 

und 

— ihre Anbaueignung, die nicht nach den Ge- 
meinschaftsbestimmungen geprüft wurde, 
in geeigneter Weise nachgewiesen werden 
kann. 

2. Die Änderung der Klasse einer Rebsorte, die be- 
reits in der Klassifizierung der Rebsorten für die 
gleiche Verwaltungseinheit, den gleichen Teil 
derselben oder gegebenenfalls für das Gebiet der 
Gemeinschaft geführt wird, kann nur erfolgen 
durch: 

a) Höherstufung in die Klasse der empfohlenen 

Rebsorten 

— bei einer Rebsorte, die am 31. Dezember 
1972 für die Verwaltungseinheit oder einen 
Teil derselben, für die (den) die Aufnah- 
me beantragt wird, oder gegebenenfalls 
für das Gebiet der Gemeinschaft in der 
Klasse der zugelassenen Rebsorten geführt 
wurde; 

— bei einer Rebsorte, die nach dem 31. De- 
zember 1972 für die Verwaltungseinheit 
oder einen Teil derselben, für die (den) 
die Aufnahme beantragt wird, oder gege- 
benenfalls für das Gebiet der Gemein- 
schaft in die Klasse der zugelassenen Reb- 
sorten eingetragen und dort seit minde- 
stens fünf Jahren geführt wurde; 

b) Herabstufung einer Rebsorte in eine niedri- 
gere Klasse, wenn 

— die Erfahrung gezeigt hat, daß die Anfor- 

oder 

derungen für die Klasse, in der die betref- 
fende Sorte geführt wird, nicht erfüllt sind 

— das Qualitätsniveau des aus ihr gewon- 
nenen Erzeugnisse es erfordert 

oder 

— die Anbaufläche der Sorte sehr klein ist 
und noch weiter abnimmt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. März 1973 - 1/4 (IV !l )~680 70-E-Re 16/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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3. Eine Rebsorte wird aus der Klassifizierung ge- 
strichen, wenn ihre Anbaueignung als nicht zu- 
friedenstellend beurteilt wird. 

4. Bei dem in Absatz 1 Buchstabe b genannten Fall 
wird in der Klassifizierung vermerkt, daß die 
Aufnahme vorübergehend erfolgt. Frühestens 
fünf und längstens sieben Jahre nach der vorläu- 
figen Aufnahme in die Klasse der zugelassenen 
Rebsorten wird anhand der Erfahrung und der 
Anbaueignungsprüfungen entschieden, ob die be- 
treffende Rebsorte 

— endgültig in der Klasse der zugelassenen Reb- 
sorten verbleibt, 

— in die Klasse der empfohlenen Rebsorten auf- 
genommen wird, 

— in die Klasse der vorübergehend zugelasse- 
nen Rebsorten aufgenommen wird 

oder 

— aus der Klassifizierung gestrichen wird. 

Sofern nach sieben Jahren keine Entscheidung 
getroffen wurde, gilt die betreffende Rebsorte als 
aus der Klassifizierung gestrichen. 

5. Die Prüfung der Anbaueignung ist nicht erforder- 
lich für die Aufnahme einer Rebsorte, die in der 
Klasse der empfohlenen Rebsorten für die gleiche 
Verwaltungseinheit oder einen gleichen Teil der- 
selben oder gegebenenfalls für das Gebiet der 
Gemeinschaft zugelassen ist, wenn die Anbau- 
eignung in geeigneter Weise nachgewiesen wer- 
den kann. 

6. Die Herabstufung einer Rebsorte in die Klasse 
der vorübergehend zugelassenen Rebsorten hat 
zur Folge, daß vom Tag des Wirksamwerdens 
dieser Herabstufung an die betreffende Rebsorte 
nicht mehr angepflanzt, veredelt oder unveredelt 
werden darf. 

7. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere die in Absatz 4 erster Unter- 
absatz genannten Entscheidungen, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 7 der Verordnung 
Nr. 24 über die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Wein 5 ) fest- 
gelegt. 


Artikel 10 a) 

1. Vorbehaltlich von Artikel 10 Absatz 1 Buchsta- 
be c wird die Anbaueignung einer Rebsorte an- 
hand von Angaben festgestellt, die der betreffen- 
de Mitgliedstaat in Prüfungen mit Anbauversu- 
chen erhalten hat, die in den betreffenden Ver- 
waltungseinheiten oder Teilen derselben, in un- 
mittelbar benachbarten Verwaltungseinheiten 
oder gegebenenfalls im Gebiet der Gemeinschaft 
durchgeführt wurden. 

Die Anbaueignung einer Rebsorte kann nur dann 
als zufriedenstellend anerkannt werden, wenn die 
genannte Rebsorte im Vergleich zu den anderen 
in der Klassifizierung geführten Rebsorten min- 
destens für eine Verwaltungseinheit oder einen 
Teil einer Vewaltungseinheit durch die Gesamt- 
heit ihrer wertbestimmenden Eigenschaften eine 
deutliche Verbesserung für den Anbau oder für 
die Verwertung der daraus gewonnenen Trauben 
oder des daraus gewonnenen Vermehrungsgut 
darstellt. 

2. Die Kommission kann nach Anhörung des Ver- 
waltungsausschusses für Wein von dem betref- 
fenden Mitgliedstaat eine zusätzliche Prüfung 
der Anbaueignung der betreffenden Rebsorte ver- 
langen. 

3. Die in Absatz 1 genannte Feststellung wird nach 
dem Verfahren des Artikels 7 der Verordnung 
Nr. 24 getroffen. Die Durchführungsbestimmun- 
gen zu diesem Artikel, insbesondere die Maßnah- 
men zur Prüfung der Anbaueignung, werden 
nach dem gleichen Verfahren erlassen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 989/62 


3 



Drucksache 7/300 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


Die Klassifizierung der Rebsorten nach der Qualität 
der daraus gewonnenen Weine ist für die Orientie- 
rung der Sortenwahl bei der Anlage einer Rebfläche 
von großer Bedeutung. Diese Klassifizierung ist je- 
doch nur dann für den Weinbau eine echte Orientie- 
rungshilfe wenn die Qualität der Rebsorten, die zur 
Zeit als „ empfohlen " eingestuft sind oder in Zu- 
kunft einzustufen sind, strenger bewertet wird. 

Erfahrungsgemäß ist in einigen Fällen die gegen- 
wärtige Abfassung der Klassifizierung der Rebsor- 
ten nicht zufriedenstellend. Es gibt vor allem zu vie- 
le Rebsorten, deren Qualität in der Gruppe der 
empfohlenen Rebsorten nicht voll befriedigend ist. 
Es empfiehlt sich einmal, eine qualitative Überprü- 
fung der zur Zeit als „empfohlen"' eingestuften Reb- 
sorten vorzunehmen und zum anderen, bei allen 
künftigen Ergänzungen dieser Klassifizierung eine 
gründlichere Auswahl vorzunehmen. Artikel 10 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1388/70 muß also so geän- 
dert werden, daß bei der Aufnahme neuer Rebsorten 
in die Klassifizierung nicht nur die bereits vorge- 
schriebene Prüfung der Anbaueignung, sondern 
außerdem eine fünfjährige Beobachtungszeit obliga- 
torisch ist. Die betreffende neue Rebsorte müßte also 
zunächst vorübergehend in die Klasse der zugelas- 
senen Rebsorten eingestuft werden. Nach Ablauf 
von fünf Jahren könnte entweder die endgültige Ein- 
stufung dieser Rebsorte oder ihre Streichung be- 
schlossen werden. Im übrigen läßt die gegenwärtige 
Abfassung von Artikel 10 nicht den nötigen Spiel- 
raum, um verschiedene Sonderfälle zu regeln, die 
sich aus dem Übergang von der einzelstaatlichen Re- 
gelung zu den Gemeinschaftsvorschriften ergeben. 

Bei der Neufassung von Artikel 10 hat es sich als 
zweckmäßig erwiesen, alle Vorschriften über die 
Prüfung der Anbaueignung der Rebsorten in einem 
einzigen Artikel und zwar in Artikel 10 a, zusam- 
menzufassen. 

Dieser Verordnungsentwurf wurde in enger Zusam- 
menarbeit mit den Regierungssachverständigen für 
Weinbau der Mitgliedstaaten ausgearbeitet. Seine 
Genehmigung durch den Rat würde keine finanziel- 
len Auswirkungen auf den Haushalt der Gemein- 
schaft haben. 
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